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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 4 AS 329/13 B 
 
L 9 AS 1302/10 (Thüringer LSG) 
S 13 AS 2341/09 (SG Nordhausen) 
 
 
 
…………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………, 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Eichsfeld, 
Leinegasse 8, 37308 Heilbad Heiligenstadt, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. Oktober 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richterinnen   S.  K n i c k r e h m  

und   B e h r e n d  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Thüringer 

Landessozialgerichts vom 14. März 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger begehrt die Übernahme von Straßenausbaubeiträgen als Leistungen nach dem 

SGB II. Das SG Nordhausen hat der Klage mit Urteil vom 20.8.2010 stattgegeben. Auf die hier-

gegen eingelegte Berufung des Beklagten hat das Thüringer LSG das Urteil des SG aufgehoben 

und die Klage abgewiesen. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem, ihm am 3.7.2013 

zugestellten Urteil des LSG hat der Kläger mit einem am 5.8.2013 durch Telefax beim BSG 

eingegangenen Schriftsatz seines Prozessbevollmächtigten vom selben Tag Beschwerde ein-

gelegt und mit weiterem Schriftsatz vom 3.9.2013 beantragt, die Beschwerdebegründungsfrist 

um einen Monat zu verlängern. 

 

Die Beschwerdebegründungsfrist ist antragsgemäß bis zum 4.10.2013 verlängert worden. 

 

Da die Beschwerde bis zum Ablauf der vorbezeichneten Frist nicht durch einen vor dem BSG 

zugelassenen Prozessbevollmächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) begründet worden ist, muss das 

Rechtsmittel in entsprechender Anwendung des § 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung 

der ehrenamtlichen Richter als unzulässig verworfen werden (§ 160a Abs 2 S 1 und 2, Abs 4 S 1 

SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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